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Die Sozialpolitik der Piratenpartei 

Digital unsozial
Von Peter Nowak

Nicht nur in der Diskussion um den Lebensunterhalt ihres Geschäftsführers zeigt die
Piratenpartei, dass sie prekär Beschäftigte, Arbeitslose und Benachteiligte nicht zu
ihrer Klientel zählt.

»Ich gehe«, erklärte der politische Geschäftsführer der Piratenpartei, Johannes Ponader, in der
vergangenen Woche. Die Ankündigung seines Rückzugs bezog sich nicht auf sein Parteiamt,
sondern auf das Jobcenter. Der Theaterpädagoge hatte bisher Arbeitslosengeld II bezogen. Um
seinen Lebensunterhalt ohne Leistungen nach dem Hartz-IV-Gesetz bestreiten zu können, stellte
Ponader mit Unterstützung der Piratenpartei einen Spendenaufruf ins Netz.
Nachdem der Parteifunktionär während einer Fernsehdebatte im Mai als ALG-II-Bezieher geoutet
worden war, entspann sich in Internetforen eine heftige Debatte darüber, wieso der politische
Geschäftsführer einer Partei von Hartz-IV-Leistungen lebt. Dabei wurde mit
sozialchauvinistischen Tönen nicht gespart, wie sie die Autoren Christian Baron und Britta
Steinwachs materialreich am Beispiel der virtuellen Angriffe gegen »Deutschlands frechsten
Arbeitslosen Arno Dübel« auf den Internetseiten der Bild-Zeitung nachgewiesen haben (Jungle
World 28/12).

Besonders die Aussagen einer Anonymous-Gruppe könnten sehr wohl auch von Bild-Lesern
stammen. Auf Facebook kündigte sie der Piratenpartei die Freundschaft und schrieb aus diesem
Anlass: »Mit diesem Spendenaufruf habt ihr euch endgültig selbst ins politische Abseits
geschossen. Wie kann man jemanden, der erfolgreich das Studium der Pädagogik und der
Theaterwissenschaften abgeschlossen hat, aber aus purer Bequemlichkeit nicht gewillt ist,
arbeiten zu gehen, als politischen Geschäftsführer (…) mit einer derart lächerlichen Aktion auch
noch im Amt halten? (…) Es macht uns traurig, mit ansehen zu müssen, wie Ponader durch sein
Verhalten die jahrelange Arbeit vieler engagierter Piraten in nur wenigen Wochen zunichte
macht. So leid es uns tut, aber solange Ponader noch im Amt ist und weiterhin Narrenfreiheit
genießt, werden wir unseren Support für die Piratenpartei in Deutschland einstellen.«
Das Bild vom studierten Faulenzer, der zu bequem zum Arbeiten ist, gehört schon lange zum
Ressentiment, das erwerbslosen Akademikern entgegenschlägt, die ihre Arbeitskraft nicht zu
jedem Preis verkaufen wollen. Dass Ponader als politischer Geschäftsführer einer Tätigkeit in
Vollzeit nachgeht, die als Ehrenamt nicht bezahlt wird, war den Anonymous-Schreibern offenbar
keine Zeile wert. Anscheinend wäre es für sie statthaft, wenn Ponader neben seiner
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zeitaufwendigen Parteitätigkeit seinen Lebensunterhalt mit einem Nebenjob bestreiten würde.
Wer braucht schon Schlaf?
Auch innerhalb der Partei melden sich diejenigen zu Wort, die es offensichtlich als ein
besonderes Privileg Ponaders sehen, unentgeltlich für die Partei arbeiten zu dürfen. So
verurteilten Florian Zumkeller-Quast und Paul Meyer-Dunker, der Vorsitzende und der
stellvertretende Vorsitzende der Jungen Piraten, in einem offenen Brief nicht etwa die Tatsache,
dass der Geschäftsführer ohne Bezahlung bei der Partei tätig ist, sondern die Spendensammlung
für Ponader. Sein Verhalten sei untragbar, hieß es in dem Schreiben. Er habe seine Position
genutzt, um »persönliche Vorteile« zu erlangen. Wenn er der Meinung sei, dass für die Arbeit
eine Aufwandsentschädigung angemessen sei, solle er sich um entsprechende Beschlüsse bei
seiner Partei bemühen, riet der Parteinachwuchs dem Geschäftsführer.
Angesichts solcher Stimmen aus der Partei und ihrem Umfeld wirkt das Vorstandsmitglied der
Bundesagentur für Arbeit, Peter Arlt, wie die Stimme der Vernunft. Nachdem der ALG-II-Bezug
Ponaders bekannt geworden war, wollte Arlt vom Bundesvorsitzenden der Piratenpartei, Bernd
Schlömer, wissen, warum die Partei ihren Geschäftsführer nicht einfach bezahlen könne. Der
Pressesprecher des deutschen Erwerbslosenforums, Martin Behrsing, ist sich ausnahmsweise in
dieser Frage sogar einmal mit Arlt einig. Es sei nicht verständlich, warum eine Partei mit einem
derartigen Mitgliederzulauf nicht in der Lage sei, ihren Geschäftsführer vernünftig zu bezahlen,
sagt Behrsing der Jungle World. »Ein Ehrenamt übt man in der Freizeit aus. Es ist keineswegs ein
unbezahlter Fulltime-Job und Hartz IV kein bedingungsloses Grundeinkommen«, betont der
Erwerbslosensprecher. Ponader und seine innerparteilichen Kritiker inszenierten ein »absurdes
neoliberales Theater«, so Behrsing. »Sowohl Ponader, der mittlerweile von Spenden lebt, als
auch seine parteiinternen Kritiker, die von ihm unbezahlte Arbeit erwarten, unterbieten die
durch Hartz IV verursachten Dumpinglöhne bei weitem.« Für Behrsing gilt dagegen immer noch
der Grundsatz: »Keine Arbeit ohne Lohn!«

Dass darüber anscheinend bei vielen Piraten und in ihrem Umfeld keine Einigkeit besteht, und
dass zudem niemand Ponader geraten hat, sich gewerkschaftlich zu organisieren und bei der
Partei einen Lohn einzufordern, von dem er ohne weitere Hartz-IV-Leistungen oder
Spendensammlungen leben kann, überrascht jedoch nur, wenn man die Selbsteinschätzung
führender Piratenpolitiker und deren politische Praxis ignoriert. So haben Piraten in Nordrhein-
Westfalen und Baden-Württemberg eindeutig die berüchtigte »Schuldenbremse« befürwortet. In
verschiedenen Kommunalparlamenten haben die Vertreter der Partei für die Einsparungen bei
kulturellen und sozialen Einrichtungen gestimmt, so etwa im Berliner Bezirk Pankow für die
Schließung einer Seniorenbegegnungsstätte. Erst als dort die betroffenen Rentner mit einer
Besetzung der Einrichtung gegen den Beschluss protestieren und so bundesweit bekannt
wurden, distanzierten sich die Piratenvertreter von der Entscheidung.
Zudem hat der Parteivorsitzende Schlömer mehrmals klargestellt, dass er einer liberalen und
nicht etwa einer libertären Partei vorsteht, wie manche wohlwollende Linke noch immer
annehmen. Schlömer sieht seine Klientel denn auch keinesfalls in Protest-, sondern in
Wechselwählern, wie er im August während einer Podiumsdiskussion mit Katja Kipping
(Linkspartei) in Berlin sagte. Dabei spekuliert nicht nur er auch auf ehemalige Anhänger von
Union und FDP.
Bisher gibt es wenige kritische Auseinandersetzungen mit dem unsozialen Programm der
Piratenpartei. Das von Claus Leggewie und Christoph Bieber im Transcript-Verlag
herausgegebene Buch »Unter Piraten. Erkundungen in einer neuen politischen Arena« bietet
zwar eine gute Analyse von deren Milieu. Doch die Sozialpolitik des Forschungsobjekts wird von



den meisten Autoren, darunter Publizisten der Zeit und Süddeutschen Zeitung, einfach
nachvollzogen.

Lediglich die Autorin Katja Kullmann macht in ihrem vor einigen Monaten in dem Buch »Die
Piratenpartei – Alles klar zum Entern?« veröffentlichten Aufsatz darauf aufmerksam, dass soziale
Begriffe im Programm der Partei absolute Ausnahmen sind. Im Grundsatzprogramm komme 44
Mal der Begriff »Freiheit« beziehungsweise »Freiheitlichkeit« vor. Immerhin acht Mal sei von den
Segnungen der »Individualität« die Rede. Ein einziges Mal tauche das Wort »Solidarität« auf,
führt Kullmann an. Sie sieht die Gründe dafür in der sozialen Stellung vieler Parteimitglieder. Sie
klassifiziert die Partei als »Speerspitze der kreativen Klasse«, die »ihr Kapital gewinnbringend
einsetzen will«. In diesem Anspruch konkurriere sie mit anderen Kapitalfraktionen, teile aber mit
den Konkurrenten die Abwehr sozialer Ansprüche der Beschäftigten. So könnte der Null-Euro-Job
von Ponader also tatsächlich eine Vorbildfunktion für die Unterminierung der Rechte von
Beschäftigten haben.
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